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I. Allgemeines 
Allen Lieferungen und Leistungen liegen diese Bedingungen sowie etwaige geson-
derte vertragliche Vereinbarungen zugrunde. Abweichende Einkaufsbedingungen 
des Bestellers werden auch durch Auftragsannahme nicht Vertragsinhalt. Ein Ver-
trag kommt - mangels besonderer Vereinbarung - mit der schriftlichen Auftragsbe-
stätigung des Lieferers zustande. 
Unsere Geschäftsbedingungen gelten ausschließlich gegenüber Unternehmen im 
Sinne des § 14 BGB. 
 
II. Preis und Zahlung 
1. Die Preise gelten mangels besonderer Vereinbarung ab Werk einschließlich Ver-
ladung im Werk, jedoch ausschließlich Verpackung und Entladung. Zu den Preisen 
kommt die Umsatzsteuer in der jeweiligen gesetzlichen Höhe hinzu. Kosten für 
Transportversicherung sind nicht enthalten. 
2. Mangels besonderer Vereinbarung ist die Zahlung ohne jeden Abzug á Konto des 
Lieferers zu leisten, und zwar: 
1/3 Anzahlung nach Eingang der Auftragsbestätigung, 
1/3 sobald dem Besteller mitgeteilt ist, dass die Hauptteile versandbereit sind, 
der Restbetrag innerhalb eines Monats nach Gefahrübergang. 
3. Das Recht, Zahlungen zurückzuhalten oder mit Gegenansprüchen aufzurechnen, 
steht dem Besteller nur insoweit zu, als seine Gegenansprüche unbestritten oder 
rechtskräftig festgestellt sind. 
 
III. Lieferzeit, Lieferverzögerung 
1. Die Lieferzeit ergibt sich aus den Vereinbarungen der Vertragsparteien. Ihre Ein-
haltung durch den Lieferer setzt voraus, dass alle kaufmännischen und technischen 
Fragen zwischen den Vertragsparteien geklärt sind und der Besteller alle ihm oblie-
genden Verpflichtungen, wie z.B. Beibringung der erforderlichen behördlichen Be-
scheinigungen oder Genehmigungen oder die Leistung einer Anzahlung erfüllt hat. 
Ist dies nicht der Fall, so verlängert sich die Lieferzeit angemessen. Dies gilt nicht, 
soweit der Lieferer die Verzögerung zu vertreten hat. 
2. Die Einhaltung der Lieferfrist steht unter dem Vorbehalt richtiger und rechtzeitiger 
Selbstbelieferung. Sich abzeichnende Verzögerungen teilt der Lieferer sobald als 
möglich mit. 
3. Die Lieferfrist ist eingehalten, wenn der Liefergegenstand bis zu ihrem Ablauf das 
Werk des Lieferers verlassen hat oder die Versandbereitschaft gemeldet ist. Soweit 
eine Abnahme zu erfolgen hat, ist - außer bei berechtigter Abnahmeverweigerung - 
der Abnahmetermin maßgebend, hilfsweise die Meldung der Abnahmebereitschaft. 
4. Werden der Versand bzw. die Abnahme des Liefergegenstandes aus Gründen 
verzögert, die der Besteller zu vertreten hat, so werden ihm, beginnend einen Monat 
nach Meldung der Versand- bzw. der Abnahmebereitschaft, die durch die Verzöge-
rung entstandenen Kosten berechnet. 
5. Ist die Nichteinhaltung der Lieferzeit auf höhere Gewalt, auf Arbeitskämpfe oder 
sonstige Ereignisse, die außerhalb des Einflussbereiches des Lieferers liegen, zu-
rückzuführen, so verlängert sich die Lieferzeit angemessen. Der Lieferer wird dem 
Besteller den Beginn und das Ende derartiger Umstände baldmöglichst mitteilen. 
6. Der Besteller kann ohne Fristsetzung vom Vertrag zurücktreten, wenn dem Liefe-
rer die gesamte Leistung vor Gefahrübergang endgültig unmöglich wird. Der Bestel-
ler kann darüber hinaus vom Vertrag zurücktreten, wenn bei einer Bestellung die 
Ausführung eines Teils der Lieferung unmöglich wird und er ein berechtigtes Inte-
resse an der Ablehnung der Teillieferung hat. Ist dies nicht der Fall, so hat der Be-
steller den auf die Teillieferung entfallenden Vertragspreis zu zahlen. Dasselbe gilt 
bei Unvermögen des Lieferers. Im Übrigen gilt Abschnitt VII. 
 
IV. Gefahrübergang, Abnahme 
1. Die Gefahr geht auf den Besteller über, wenn der Liefergegenstand das Werk 
verlassen hat, und zwar auch dann, wenn Teillieferungen erfolgen oder der Lieferer 
noch andere Leistungen, z.B. die Versandkosten oder Anlieferung und Aufstellung 
übernommen hat. Soweit eine Abnahme zu erfolgen hat, ist diese für den Gefahr-
übergang maßgebend. Sie muss unverzüglich zum Abnahmetermin, hilfsweise nach 
der Meldung des Lieferers über die Abnahmebereitschaft durchgeführt werden. Der 
Besteller darf die Abnahme bei Vorliegen eines nicht wesentlichen Mangels nicht 
verweigern. 
2. Verzögert sich oder unterbleibt der Versand bzw. die Abnahme infolge von Um-
ständen, die dem Lieferer nicht zuzurechnen sind, geht die Gefahr vom Tage der 
Meldung der Versand bzw. Abnahmebereitschaft auf den Besteller über. Der Liefe-
rer verpflichtet sich, auf Kosten des Bestellers die Versicherungen abzuschließen, 
die dieser verlangt.  
3. Teillieferungen sind zulässig, soweit für den Besteller zumutbar. 
 
V. Eigentumsvorbehalt 
1. Der Lieferer behält sich das Eigentum an dem Liefergegenstand bis zum Eingang 
aller Zahlungen aus dem Liefervertrag vor. 
2. Der Lieferer ist berechtigt, den Liefergegenstand auf Kosten des Bestellers gegen 
Diebstahl, Bruch-, Feuer-, Wasser- und sonstige Schäden zu versichern, sofern 
nicht der Besteller selbst die Versicherung nachweislich abgeschlossen hat. 
3. Der Besteller darf den Liefergegenstand weder veräußern, verpfänden noch zur 
Sicherung übereignen. Bei Pfändungen sowie Beschlagnahme oder sonstigen Ver-
fügungen durch Dritte hat er den Lieferer unverzüglich davon zu benachrichtigen. 
4. Bei vertragswidrigem Verhalten des Bestellers, insbesondere bei Zahlungsver-
zug, ist der Lieferer zur Rücknahme des Liefergegenstandes nach Mahnung be-
rechtigt und der Besteller zur Herausgabe verpflichtet. 
5. Aufgrund des Eigentumsvorbehalts kann der Lieferer den Liefergegenstand nur 
herausverlangen, wenn er vom Vertrag zurückgetreten ist. 
6. Der Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens berechtigt den Lieferer vom 
Vertrag zurückzutreten und die sofortige Rückgabe des Liefergegenstandes zu ver-
langen. 
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VI. Mängel 
1. Ansprüche des Bestellers wegen Mängeln setzen voraus, dass der Besteller sei-
en in § 377 HGB vorgesehenen Untersuchungs- und Rügeobliegenheiten ord-
nungsgemäß nachgekommen ist, wobei die Rüge schriftlich zu erfolgen hat. 
Unterlässt der Besteller die ordnungsgemäße und rechtzeitige Rüge, so kann er 
Ansprüche wegen der anzuzeigenden Umstände nicht mehr geltend machen, es 
sein denn, der Lieferer hätte arglistig gehandelt. 
2. Ist eine von dem Lieferer gelieferte oder hergestellte Sache mangelhaft, bestim-
men sich die Rechte des Bestellers nach den gesetzlichen Regelungen mit der 
Maßgabe, dass der Besteller dem Lieferer eine angemessene Frist zur Nachrege-
lung von mindestens vier Wochen einzuräumen hat, wobei es ihm vorbehalten 
bleibt, dem Lieferer im Einzelfall eine angemessene Frist von weniger als vier Wo-
chen einzuräumen, sofern eine mindestens 4-wöchige Frist zur Nacherfüllung für 
ihn unzumutbar ist. Die Frist zur Nacherfüllung beginnt in keinem Falle vor dem 
Zeitpunkt zu laufen, in dem der Besteller dem Lieferer die mangelhafte Ware zu-
rückgegeben hat, wobei der Lieferer die Kosten der Rücksendung trägt. 
Ist nur ein Teil der vom Lieferer gelieferten Ware mangelhaft, beschränkt sich das 
Recht des Bestellers, Rückgänigmachung des Vertrages zu verlangen, auf den 
mangelhaften Teil der Lieferung, es sei denn, dass diese Beschränkung unmöglich 
oder für den Besteller unzumutbar ist. 
3. Dem Lieferer steht das Wahlrecht zu, den Mangel zu beseitigen oder eine man-
gelfreie Sache zur Nacherfüllung zu liefern. 
4. Ansprüche des Bestellers wegen Mängeln verjähren mit Ablauf eines Jahres 
nach Ablieferung der Sachen bzw. Abnahme der Leistung, Für den Schadenser-
satz- und Aufwendungsersatzanspruch nach §§ 437 Ziff. 3, 478, 634 Ziff. 4 BGB 
bleibt es jedoch bei der gesetzlichen Frist, wenn es um Schäden aus der Verletzung 
des Lebens, des Körpers, der Gesundheit oder der Freiheit des Bestellers geht oder 
um Schäden, die auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung 
des Lieferers, dessen gesetzlicher Vertreter oder Erfüllungsgehilfen beruhen. Die 
gesetzliche Verjährungsfrist gilt auch dann, wenn der Lieferer den Mangel arglistig 
verschwiegen hat. In den Fällen der §§ 478, 479 BGB bleibt es bei den dort ge-
troffenen Regelungen, für den Anspruch auf Schadensersatz gelten jedoch auch 
dann die vorstehenden Sätze 1, 2 und 3. Im Übrigen sind Schadensersatzansprü-
che des Bestellers in dem sich aus nachfolgenden Ziffern ergebenden Umfang be-
schränkt. 
 
VII. Haftung 
Die Haftung des Lieferers für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers 
oder der Gesundheit des Bestellers, die auf einer schuldhaften Pflichtverletzung 
beruhen, ist weder ausgeschlossen noch beschränkt. Für sonstige Schäden des 
Bestellers haftet der Lieferer nur, wenn diese auf einer vorsätzlichen oder grob fahr-
lässigen Pflichtverletzung beruhen. Hat der Lieferer den Schaden nur leicht fahrläs-
sig verursacht, haftet er nur dann, wenn es sich um die Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten handelt, und zwar beschränkt auf den vertragstypischen und ver-
nünftigerweise vorhersehbaren Schaden. Im Übrigen sind Schadensersatzansprü-
che des Bestellers wegen Pflichtverletzung, Leistungshindernis, unerlaubter 
Handlung, Verzug oder sonstigem Rechtsgrund ausgeschlossen. 
Die vorstehenden Haftungsbeschränkungen gelten bei Fehlen von zugesicherten 
Eigenschaften, wenn und soweit die Zusicherung den Zweck hatte, den Besteller 
vor Schäden, die nicht an der gelieferten Ware selbst entstanden sind, zu bewah-
ren. 
Soweit die Haftung des Lieferers ausgeschlossen oder beschränkt ist, gilt dies auch 
für die persönliche Haftung seiner Angestellten, Mitarbeiter und Erfüllungsgehilfen. 
Die vorstehenden Haftungsausschlüsse gelten in jedem Fall auch für Folgeschä-
den. 
Die vorstehenden Haftungsausschlüsse gelten jedoch nicht für Ansprüche nach 
dem Produkthaftungsgesetz. 
 
VIII. Softwarenutzung 
Soweit im Lieferumfang Software enthalten ist, wird dem Besteller ein nicht aus-
schließliches Recht eingeräumt, die gelieferte Software einschließlich ihrer Doku-
mentationen zu nutzen. Sie wird zur Verwendung auf dem dafür bestimmten 
Liefergegenstand überlassen. Eine Nutzung der Software auf mehr als einem Sys-
tem ist untersagt. Der Besteller darf die Software nur im gesetzlich zulässigen Um-
fang (§§ 69 a ff. UrhG) vervielfältigen, überarbeiten, übersetzen oder von dem 
Objektcode in den Quellcode umwandeln. Der Besteller verpflichtet sich, Hersteller-
angaben - insbesondere Copyright- Vermerke - nicht zu entfernen oder ohne vorhe-
rige ausdrückliche Zustimmung des Lieferers zu verändern. 
Alle sonstigen Rechte an der Software und den Dokumentationen einschließlich der 
Kopien bleiben beim Lieferer bzw. beim Softwarelieferanten. Die Vergabe von Un-
terlizenzen ist nicht zulässig.  
 
IX. Anwendbares Recht, Gerichtsstand 
1. Für alle Rechtsbeziehungen zwischen dem Lieferer und dem Besteller gilt aus-
schließlich das für die Rechtsbeziehungen inländischer Parteien untereinander 
maßgebliche Recht der Bundesrepublik Deutschland. 
2. Gerichtsstand ist das für den Sitz des Lieferers zuständige Gericht. Der Lieferer 
ist jedoch berechtigt, am Hauptsitz des Bestellers Klage zu erheben. 
 

Frühere Geschäftsbedingungen sind hiermit gegenstandslos geworden, soweit sie nicht noch Vertragsgrundlage nicht abgewiesener Verträge sind. 
 


